Gefeg - Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 
n 


(Nr. 8909.) Geſetz, betreffend die Abänderung des Hannoverſchen Geſetzes vom 30. Juni 1842 
über das Verfahren in Gemeinheitstheilungs⸗ und Verkoppelungsſachen. 
Vom 17. Januar 1883. ö 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen n. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtags der Monarchie, für die 
Provinz Hannover, was folgt: 


K 1. 
Das Geſetz vom 30. Juni 1842 über das Verfahren in Gemeinheits⸗ 
5 5 und Verkoppelungsſachen (Hannoverſche Gefeg-Samml. S. 145) wird 
urch die Vorfchriften dieſes Geſetzes ergänzt und abgeändert. 


§. 2. 
An die Stelle der bisherigen, aus zwei Mitgliedern beſtehenden Theilungs⸗ 
kommiſſion treten mit gleichen Obliegenheiten und Befugniſſen einzelne Kommiſſare. 
Soweit es die Geſchäfte der Generalkommiſſion geſtatten, haben ſich auch 
deren Mitglieder der Bearbeitung von Auseinanderſetzungsſachen, insbeſondere der 
ſchwierigen und verwickelten, zu unterziehen. Dieſelben nehmen in ſolchen Fällen 
an den Entſcheidungen der Generalkommiſſion auf Berufungen gegen die von 
ihnen erlaſſenen Entſcheidungen nicht Theil. 
Die Feſtſtellung der Vorbedingungen für die Zulaſſung anderer Perſonen 
als Kommiſſare erfolgt durch den Reſſortminiſter. 


$. 3. 

Die Generalkommiſſion iſt befugt, mit der Bearbeitung einzelner, zum 
Auseinanderſetzungsverfahren gehöriger Geſchäfte, und ſelbſt mit der vollſtändigen 
Bearbeitung einfacher Auseinanderſetzungen jeden Staats und Gemeindebeamten 
zu beauftragen, welchen ſie dazu für geeignet hält. Die im unmittelbaren Staats⸗ 
dienſte ſtehenden Verwaltungsbeamten ſind verpflichtet, ſich innerhalb ihres Ver⸗ 
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waltungsbezirks ſolchen Aufträgen zu unterziehen. Die beauftragten Beamten 
haben wegen dieſer Geſchäfte gleiche Rechte und Pflichten, wie die dauernd be⸗ 
ſchäftigten Kommiſſare der Generalkommiſſion. 


8. 4. 


Der Reffortminifter kann den dazu geeignet befundenen, dauernd befchäf- 
tigten Kommiſſaren die Qualifikation als landwirthſchaftliche Sachverſtändige bei⸗ 
legen, in welchem Falle es über landwirthſchaftliche Gegenſtände keines Gutachtens 
eines anderen Sachverſtändigen bedarf. 

Kommiſſare, welchen die Qualifikation als landwirthſchaftliche Sachverſtändige 
nicht beigelegt worden iſt, haben bei Streitigkeiten über landwirthſchaftliche Gegen- 
ſtände das Gutachten eines von der Generalkommiſſion zu beſtimmenden, mit 
dieſer Qualifikation verſehenen Kommiſſars oder eines Kreisverordneten (F. 15 
dieſes Geſetzes) einzuholen. 

$. 5. 


Das Geſchäft der Bonitirung, d. i. der Schätzung ländlicher Grundſtücke 
in beſtimmte, für die gegebene Oertlichkeit feſtgeſetzte Klaſſen, geſchieht, wo es 
auf eine ſo ſpezielle Würdigung des Gegenſtandes der Auseinanderſetzung an⸗ 
kommt, durch zwei zu dergleichen Geſchäften im Allgemeinen oder für den Fall 
beſonders verpflichtete Perſonen. 


$. 6. 


Sind in demſelben oder einem benachbarten Kreiſe bereits gewiſſe Perſonen 
von der Generalkommiſſion zu Boniteuren beſtellt, ſo bleibt den Betheiligten die 
Auswahl unter dieſen vorbehalten. 

Andernfalls, oder wenn die Betheiligten ſich ihres Wahlrechts begeben, 
ernennt der Kommiſſar die Boniteure. 


8 


Der Kommiſſar nimmt an der Bonitirung den Antheil, daß er die 
Boniteure dabei, ſoweit erforderlich, leitet, ſie auf überſehene Umſtände auf⸗ 
merkſam macht und, wenn ſie verſchiedener Meinung ſind, darüber als Obmann 
beſtimmt. | 


$. 8. 


Die bei der Bonitirung anzunehmenden Klaſſen werden gleich bei der Ver⸗ 
anlaſſung derſelben nach eingenommenem Augenſchein und Rückſprache mit den 
Boniteuren, jedoch nach dem alleinigen Ermeſſen des Kommiſſars ($. 4 Abſatz 2) 
feſtgeſetzt. 

Zu deſſen Geſchäften gehört auch die Werthſchätzung jeder Klaſſe und die 
Feſtſetzung des Verhältniſſes der einen gegen die andere. 


6. 9. 


Die Würdigung von baulichen Anſtalten, Forſten „Torflagern und anderen 
Gegenſtänden, für welche es beſonderer, bei den praktiſchen Landwirthen nicht all⸗ 
gemein vorauszuſetzender Sachkenntniß bedarf, geſchieht, wo es auf deren ſpezielle 

ürdigung ankommt, durch die für dergleichen Geſchäfte ausgebildeten, von 
er Generalkommiſſion zu beſtimmenden Perſonen. Bis zur Beſtimmung eines 
Sachverſtändigen durch die Generalkommiſſion können die Parteien ſich über eine 
eſtummte Perſon als Sachverſtändigen einigen, und hat in dieſem Falle die 
Generalkommiſſion, ſofern nicht eine in Rückſicht auf Sachkunde oder ſonſtige 
erhebliche Umſtände unangemeſſene Wahl vorliegt, dieſe Perſon als Sachverſtän⸗ 
igen zu beſtimmen. 

$. 10. 


8 Iſt vom Kommiſſar auf Grund ſeiner eigenen Sachkunde oder auf Grund 

er Gutachten Sachverſtändiger entſchieden worden ($$. 4, 9 dieſes Geſetzes), ſo 
kann zur Rechtfertigung der gegen die kommiſſariſche Entſcheidung eingelegten 
Berufung die Einholung des Gutachtens eines anderen Kommiſſars oder anderer 
Sachverſtändiger beantragt werden. 


§. 11. 


Bei Streitigkeiten über die Bonitirung findet das ſchiedsrichterliche Ver— 
fahren ftatt ($$. 12, 13 dieſes Geſetzes). f 
„Die Würdigung der im F. 9 bezeichneten Gegenſtände darf nur mit Ein⸗ 
verſtändniß aller Betheiligten durch ſchiedsrichterliches Verfahren ſtattfinden. 


$. 12. 


f Wenn die Parteien ſich über andere Perſonen nicht vereinigen, ſo wählt 
jede von ihnen einen der Schiedsrichter aus den Kreisverordneten ($. 15 dieſes 
Geſetzes). Bei Meinungsverſchiedenheiten der Schiedsrichter unter einander ent- 
ſcheidet ein von den Parteien in beiderſeitigem Einverſtändniſſe gewählter und in 
rmangelung eines ſolchen Einverſtändniſſes ein von der Generalkommiſſion zu 
ernennender Obmann. 
$. 13. 


Das Verhältniß der Schiedsrichter zum Kommiſſar, die Art und Weiſe, 
wie die Streitpunkte zu ihrer Entſcheidung vorzubereiten ſind „das bei ihren Ent⸗ 
[de ungen zu beobachtende Verfahren und deren Beziehungen zur Entſcheidung 
er Hauptſache ſollen durch eine von dem Reſſortminiſter zu erlaſſende Inſtruktion 
näher Gbeimmt werden. 

„dare gen die nach gehöriger Einleitung der Sache ergangenen Ausſprüche der 
ſchiedsrichterlichen Kommiſſon iſt weder die Berufung, noch die Beſchwerde wegen 
Verkürzung zuläſſig. 

(Nr. 8909.) 3» 


ee 


$. 14. 

Bei Streitigkeiten über die Eintheilung der zur Auseinanderſetzung gehörigen 
Gegenſtände ſteht es den Parteien und jedem Theil derſelben frei, darauf anzu⸗ 
tragen, daß zwei Kreisverordnete ($. 15 dieſes Geſetzes) mit ihrem Gutachten 
darüber gehört werden; jede Partei hat einen dieſer beiden Kreisverordneten zu 
wählen. 5 
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$. 15. 


In jedem Kreiſe werden für die in den $$.4, 11, 14 erwähnten Ge⸗ 
ſchäfte zwei bis ſechs zuverläſſige und fachkundige Kreiseingeſeſſene ernannt. Die 
Wahl dieſer Kreisverordneten und der Beſchluß über ihre Anzahl wird den Kreis⸗ 
ſtänden überlaſſen. Die Generalkommiſſion hat die Wahl zu beſtätigen. Sie 
kann die Beſtätigung aus Gründen, worüber ſie nur dem Reſſortminiſter Rechen⸗ 
ſchaft zu geben hat, verſagen. 

Die Kreisverordneten ſind zur Uebernahme von Geſchäften in benachbarten 
Kreiſen befugt, aber nicht verpflichtet. 


$. 16. 


Der Bevollmächtigte hat die Bevollmächtigung durch eine ſchriftliche Voll— 
macht nachzuweiſen und dieſe zu den Akten abzugeben. 
Eine Privaturkunde muß auf Verlangen des Kommiſſars oder der Aus⸗ 


einanderſetzungsbehörde gerichtlich oder notariell beglaubigt werden. Bei der Be⸗ 
glaubigung bedarf es weder der Zuziehung von Zeugen, noch der Aufnahme eines 


Protokolls. 
F. 


Die Beſtimmung im 2. Abſatze des $. 36 des Geſetzes vom 30. Juni 1842 
findet entſprechende Anwendung, wenn der Kläger einen in den Rechtsweg ver⸗ 


wieſenen Streit nicht bis zu deſſen rechtskräftiger Entſcheidung ununterbrochen 
fortſetzt. 
§. 18. 


Der Antrag auf Theilung iſt bei der Generalkommiſſion unter Dar⸗ 
legung des Sachverhältniſſes ſchriftlich oder mündlich anzubringen. 
Das Vorverfahren hat der von der Generalkommiſſion zu ernennende 
Kommiſſar zu leiten. 
8 $. 19. 


Die Karte und das Vermeſſungsregiſter ſind durch den Feldmeſſer zu 
atteſtiren. 

Die Prüfung der Richtigkeit der Vermeſſung erfolgt, wo ſolche erforderlich 
erſcheint, auf Anordnung der Generalkommiſſion. Dieſelbe braucht nicht durch 
den Kommiſſar zu gefchehen! 
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$. 20. 


Der Kommiſſar kann über vorübergehende Verwaltungs- und Nutzungs⸗ 
verhältniſſe, deren Regulirung aus Rückſicht auf die bevorſtehende Auseinander⸗ 
ſetzung und zur Vorbereitung eines angemeſſenen Uebergangs aus der bisherigen 
in die künftige Einrichtung erforderlich wird, interimiſtiſch unter Angabe der 
Gründe entſcheiden. Die interimiſtiſchen Entſcheidungen können im Laufe der 
Auseinanderſetzung, je nachdem die Streitigkeiten über die Theilnahmerechte definitiv 
nn werden oder die Auseinanderſetzung vorrückt, wiederum abgeändert 
werden. 

Gegen die interimiſtiſchen Entſcheidungen des Kommiſſars, welche in allen 
Fällen ſofort vollſtreckbar ſind, findet nur die Berufung an die Generalkommiſſion 
ftatt, bei deren Entſcheidung es bewendet. 


. 21. 


„Die Generalkommiſſion ift befugt, bei der Entſcheidung über die gegen den 
Theilungsplan oder deſſen Ausführung erhobenen Widerſprüche zugleich feſtzuſetzen, 
daß die Ueberweiſung der Abfindungen ungeachtet der gegen ihre Entſcheidung 
etwa noch einzulegenden Berufung ſtattzufinden habe. . 
erhelt Eine ſolche Feſtſetzung kann nur geſchehen, wenn aus den Umſtänden 
hellt: 

a) daß aus einem längeren Aufſchube der Ueberweiſung für die Partei, 
welche ſolche verlangt, ein erheblicher und überwiegender Nachtheil er⸗ 
wachſen werde, und zugleich 

b) daß der Gegenpartei für den ihr aus der früheren Ausführung ent⸗ 
ſtehenden Nachtheil Entſchädigung gewährt werden kann. 


$. 22. 


Nach Beendigung des Verfahrens ſind die Kommiſſionsakten nebſt der Karte 
und dem Vermeſſungs⸗ und Eintheilungsregiſter bei der Generalkommiſſion auf 
zubewahren. 

Eine Ausfertigung der Theilungsurkunde nebſt einem zweiten Exemplare 
der Karte iſt derjenigen Obrigkeit mitzutheilen, in deren Bezirke die Theilungs⸗ 
gegenſtände ganz oder zum größeren Theile liegen. 


$. 23. 


Die Eintragungen, Umſchreibungen und Berichtigungen nach $. 121 des 
Geſetzes vom 30. Juni 1842 hat die Generalkommiſſion zu veranlaſſen. 


6. 24. 


Berufungen ($$. 125, 134 des Geſetzes vom 30. Juni 1842) müſſen 
binnen vier Wochen, von der Eröffnung oder Zuſtellung der Entſcheidung an 
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gerechnet, beim Kommiſſar eingelegt und gerechtfertigt werden. Die Friſt zur 
Rechtfertigung der gegen die Entſcheidung des Kommiſſars eingelegten Berufung 
kann aus triftigen Gründen vom Kommiſſar oder von der Generalkommiſſion 
um vier Wochen verlängert werden. 


$. 25. 


Dem Oberlandeskulturgerichte kann die Entſcheidung auf Beſchwerden für 
welche der Reſſortminiſter zuſtändig iſt, von dieſem in einzelnen Fällen über⸗ 
tragen werden. 

$. 26. 


Die Parteien haben in Gemeinheitötheilungs- und Verkoppelungsſachen an 
Stelle der allgemeinen Regulirungskoſten Pauſchſätze zu zahlen, auf welche die 
$$. 2, 3, 5, 6, 7, 15 des Geſetzes vom 24. Juni 1875 über das Koſtenweſen 
in Auseinanderſetzungsſachen (Geſetz⸗Samml. S. 395) entſprechende Anwen⸗ 
dung finden. 

Durch dieſe Pauſchſätze werden auch alle Gebühren und baaren Auslagen 
gedeckt, welche durch die Erledigung der Erſuchen der Generalkommiſſion und 
ihrer Kommiſſare bei anderen Behörden erwachſen. 

Von der Zahlung dieſer Pauſchſätze iſt Niemand befreit, jedoch haben die 
betheiligten Kirchen, Pfarren, Küſtereien und Schulen die auf ſie fallenden Beiträge 
nur inſoweit zu entrichten, als dieſe aus dem verfügungsfreien Vermögen und 
Einkommen des betheiligten Inſtituts nach Abzug der zur ordnungsmäßigen Unter⸗ 
haltung des letzteren erforderlichen Ausgaben entnommen werden können, und 
inſofern dies Vermögen oder Einkommen nicht dem amtlichen Nießbrauche der 
kirchlichen oder Schulbeamten unterworfen iſt. 

Dem Reſſortminiſter bleibt vorbehalten, auf den Antrag der General⸗ 
kommiſſion denjenigen Grundbeſitzern, welche der Beihülfe des Staates bedürfen, 
durch beſondere Nachgiebigkeit die Auseinanderſetzung erleichtern und den Vor— 
ſchlägen des Kommiſſars wegen zweckmäßiger Eintheilung ihrer Grundſtücke Gehör 
geben, die Pauſchſätze ganz oder zum Theil zu erlaſſen. Dem Miniſter iſt es 
geſtattet, dieſe Befugniß innerhalb gewiſſer, durch die Höhe des Erlaſſes zu 


beſtimmender Grenzen auf die Generalkommiſſion zu übertragen. 


5. 27. 


Außer den Pauſchſätzen für die allgemeinen Regulirungskoſten haben die 
Parteien die durch die Beſchaffung des Terminslokals und die Auslagen der Feld- 
meſſer und Reviſoren nach $. 52 des Feldmeſſerreglements vom 2. März 1871 
(Geſetz⸗Samml. S. 101) verurfachten Nebenkoſten zu tragen. 


$. 28. 


Bei entſtehenden Streitigkeiten ift ein beſonderes Koſtenpauſchquantum zu 
zahlen, welches von der Generalkommiſſion nach der Höhe der wirklich erwachſenen 
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5 * 
Mehrkoſten unter Anwendung der Vorſchrift des $. 15 des Koſtengeſetzes vom 
24. Juni 1875 zu beſtimmen iſt. 

Der F. 132 des Geſetzes vom 30. Juni 1842 bleibt in Kraft. 


Gebühren und Auslagen der Bevollmächtigten und Rechtsbeiſtände kann 
ein Theil vom anderen nicht erſtattet verlangen. 


$. 29. 


Auf die Beſoldung der Kommiſſare und Vermeſſungsbeamten finden die 
$$. 8, 9, 10, 11, 12, 14 des Koſtengeſetzes vom 24. Juni 1875, das Geſetz 
vom 3. März 1877, betreffend die nach erſterem Geſetze zu gewährenden Tage⸗ 
gelder, Reiſekoſten und Feldzulagen, (Geſetz⸗Samml. S. 99) und die $$. 13 14 
der Inſtruktion vom 16. Juni 1836 (GeſetzSamml. S. 187) Anwendung. 


$. 30. 


Sachverſtändige, welche als Staatsbeamte zur Ausführung gewiſſer Geſchäfte 
verpflichtet ſind, haben für dieſe die ihnen allgemein zugeſtandenen Vergütungen 
zu liquidiren. 

Kreisverordnete, Schiedsrichter und andere Sachverſtändige, welche weder 
zu den vorgenannten Staatsbeamten gehören, noch auf beſondere Remuneration 
für ihre Dienſtleiſtungen angewieſene Techniker find, erhalten Diäten, Reiſezulagen 
und Reiſekoſten wie die noch nicht etatsmäßig angeſtellten und nur vorüber⸗ 
gehend beſchäftigten Kommiſſare. 

Für Abwartung von Terminen an ihrem Wohnort erhalten ſie ſtets 
Diäten für einen vollen Tag. N 

Wegen Bezahlung der Dolmetſcher, die nicht gleichzeitig als beeidete 
Protokollführer fungiren und der Zeugen finden die in Civilprozeſſen geltenden 
geſetzlichen Beſtimmungen Anwendung. 


$. 31. 
Die Feſtſetzung, Anweiſung und Einziehung ſämmtlicher Koſten geſchieht 
durch die Generalkommiſſion. 
Bei der Feſtſetzung der Liquidationen der Kommiſſare iſt $. 12 der In⸗ 
ſtruktion vom 16. Juni 1836 maßgebend. 


$. 32. 


Sind für die bei einer Auseinanderſetzung betheiligten Grundſtücke mehrere 
Generalkommiſſionen zuſtändig, oder iſt es mit Rückſicht auf die Grenzen der 
Geſchäftsbezirke ungewiß, welche Generalkommiſſion zuſtändig ſei, ſo erfolgt die 
Beſtimmung der zuſtändigen Behörde durch den Reſſortminiſter. 

In Anſehung der Rechte dritter Perſonen, des Verfahrens, ſowie des 
Koſtenweſens finden dabei diejenigen Vorſchriften Anwendung, welche im Bezirke 
der vom Reſſortminiſter beſtimmten Behörde gelten. 
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$. 33. 

Der Kommiſſar kann gegen Parteien, Zeugen, Sachverſtändige oder bei 
der Verhandlung nicht betheiligte Perſonen, welche ſich in den kommiſſariſchen 
Terminen einer Ungebühr ſchuldig machen, vorbehaltlich der ſtrafgerichtlichen 
Verfolgung eine Ordnungsſtrafe bis zu Hundert Mark feſtſetzen. 

Auf die hiergegen zuläſſige Berufung entſcheidet die Generalkommiſſion 
endgültig. 

§. 34. 

Dieſes Geſetz tritt am 1. April 1883 in Kraft. 

Daſſelbe findet auch auf die fernere Behandlung der vor dieſem Zeitpunkt 
anhängig gewordenen Auseinanderſetzungen Anwendung, für welche das Geſetz 
vom 30. Juni 1842 über das Verfahren in Gemeinheitstheilungs- und Ver⸗ 
koppelungsſachen und deſſen ſpätere Zuſätze maßgebend find. 

Die Erhebung der Koſten nach dieſem Geſetze geſchieht mit den im F. 16 
des Koſtengeſetzes vom 24. Juni 1875 unter 1, 2 vorgeſchriebenen Maßgaben. 


§. 35. 
Alle dieſem Geſetze entgegenſtehenden früheren Vorſchriften über das Ver⸗ 


fahren in Gemeinheitstheilungs- und Verkoppelungsſachen, ſowie die $$. 35, 52, 
53, 54 des Verfahrensgeſetzes vom 30. Juni 1842 werden aufgehoben. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 17. Januar 1883. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. v. Puttkamer. v. Kameke. Maybach. Lucius. 
Friedberg. v. Goßler. Scholz. Gr. v. Hatzfeldt. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


